
Anhang zum Amtsblatt des Landkreises Günzburg Nr. 20 vom 15. Mai 2020 
 

 

Verordnung des Landratsamtes Günzburg über das Wasserschutzgebiet Münsterhausen in 

der Gemarkung Münsterhausen für die öffentliche Wasserversorgung Münsterhausen 

vom 6. Mai 2020  
 
Das Landratsamt Günzburg erlässt aufgrund des § 51 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und § 52 des Wasserhaushalts-
gesetzes - WHG - vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Be-
schränkung des marinen Geo-Engineerings vom 4.12.2018 (BGBl. I S. 2254) i. V. mit Art. 31 Abs. 2 und 63 
des Bayer. Wassergesetzes (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, BayRS 753-1-U), zuletzt geändert 
durch § 1 des Gesetzes vom 21. Februar 2018 (GVBl. S. 48), folgende 
 
 
 
 

V e r o r d n u n g : 
 
 

§ 1 Allgemeines 
 
Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung für den Markt Münsterhausen wird in der Gemarkung 
Münsterhausen das in § 2 näher umschriebene Schutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die An-
ordnungen nach §§ 3 bis 7 erlassen. 
 
 

§ 2 Schutzgebiet 
 

(1)  Das Schutzgebiet besteht aus 
einem Fassungsbereich, 
einer engeren Schutzzone und  
einer weiteren Schutzzone. 

 
(2)  Der Fassungsbereich umschließt das Grundstück Fl.-Nr. 2533/1 der Gemarkung Münsterhausen. 
 
(3)  Die engere Schutzzone umfasst Teilflächen der Grundstücke Fl.-Nrn. 2532, 2533, 2538, 2545 und 

2546 der Gemarkung Münsterhausen. 
 
(4)  Die weitere Schutzzone umfasst die Grundstücke Fl.-Nrn. 2531 und 2534 der Gemarkung Münster-

hausen sowie Teilflächen der Grundstücke Fl.-Nrn. 2530, 2532, 2533, 2538, 2544, 2545, 2546, 2547, 
2548 und 2549 der Gemarkung Münsterhausen. 

 
(5)  Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutzzonen sind in dem im Anhang (Anlage 1) 

veröffentlichten Lageplan eingetragen. Für die genaue Grenzziehung ist ein Lageplan im Maßstab 
1 : 2.500 maßgebend, der im Landratsamt Günzburg und in der Verwaltungsgemeinschaft Thannhau-
sen niedergelegt ist; er kann dort während der Dienststunden eingesehen werden. Die genaue Grenze 
der Schutzzone verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze oder, wenn die Schutz-
zonengrenze eine Grundstück schneidet, auf der der Fassung näheren Kante der gekennzeichneten 
Linie. 
 

(6)  Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Schutzgebiet gelegenen Grundstücke 
berühren die festgesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht. 

 
(7)  Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung, die engere Schutzzone und die weitere Schutzzone 

sind, soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter Weise kenntlich gemacht. 
 



2 

 

§ 3 Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen 
 

 
(1) Es sind 
 
 

 in der weiteren Schutzzone in der engeren Schutzzone 

entspricht Zone III II 

1.  bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Verbindung mit den nach Nr. 2 bis 5 zugelasse-
nen Maßnahmen) 

1.1  Aufschlüsse oder Veränderun-
gen der Erdoberfläche, selbst 
wenn Grundwasser nicht auf-
gedeckt wird, vorzunehmen       
oder zu erweitern; insbesonde-
re Fischteiche, Kies-, Sand- und 
Tongruben, Steinbrüche, Über-
tagebergbaue, Torfstiche 

nur zulässig, wenn die Schutzfunkti-
on der Grundwasserüberdeckung 
hierdurch nicht wesentlich gemindert 
wird 

verboten, ausgenommen 
Bodenbearbeitung im 
Rahmen der ordnungsge-
mäßen land- und forstwirt-
schaftlichen sowie garten-
baulichen Nutzung 

1.2  Wiederverfüllung von Erdauf-
schlüssen, Baugruben und Lei-
tungsgräben sowie Geländeauf-
füllungen 

nur zulässig 
- mit dem ursprünglichen Erdaus-

hub im Zuge von Baumaßnah-
men und 

- mit unbelastetem, natürlichen 
Material, das dem örtlich vor-
kommenden Untergrund ent-
spricht im Rahmen des Rück-
baus von Anlagen 

- sofern die Bodenauflage wieder-
hergestellt wird 

verboten, außer im Rah-
men des Rückbaus von 
Anlagen mit unbelastetem, 
natürlichem Material, das 
dem örtlich vorkommen-
den Untergrund entspricht 

1.3  Leitungen verlegen oder erneu-
ern (ohne Nrn. 2.1, 3.7 und 
6.11) 

--- 

verboten, ausgenommen 
ohne Aufdecken des 
Grundwassers bis maximal 
1 m Tiefe 

1.4  Durchführung von Bohrungen nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis zu 1 m Tiefe oder für 
Maßnahmen im Rahmen der Trinkwassererkundung, -unter-
suchung oder –erschließung; 
Der Ausbau sowie die Wiederverfüllung von Bohrungen müssen 
entsprechend dem natürlichen Schichtaufbau mit grundwasser-
unschädlichen Materialien so erfolgen, dass keine hydraulische 
Verbindung zwischen Grundwasserstockwerken entsteht. 

1.5  Untertage-Bergbau, Tunnelbau-
ten v    e    r    b    o    t    e    n 

2.  bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (sh. Anlage 2, Ziffer 1) 

2.1  Rohrleitungsanlagen zum Be-
fördern von wassergefährden-
den Stoffen zu errichten oder zu 
erweitern 

v    e    r    b    o    t    e    n 

2.2  Anlagen nach § 62 WHG zum 
Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen zu errichten oder zu 
erweitern 

nur zulässig entsprechend Anlage 2, 
Ziffer 2 

verboten 
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 in der weiteren Schutzzone in der engeren Schutzzone 

entspricht Zone III II 

2.3  Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen im Sinne des § 62 
WHG außerhalb von Anlagen 
nach Nr. 2.2 

nur zulässig für die kurzfristige Lage-
rung (wenige Tage) von Stoffen bis 
Wassergefährdungsklasse 2 in dafür 
geeigneten, dichten Transportbehäl-
tern bis zu je 50 Litern 

verboten 

2.4  Abfall im Sinne der Abfallgeset-
ze und bergbauliche Rückstän-
de abzulagern (Die Behandlung 
und Lagerung von Abfällen fällt 
unter Nr. 2.2 und Nr. 2.3) 

v    e    r   b    o    t    e    n 

2.5  Genehmigungspflichtiger Um-
gang mit radioaktiven Stoffen 
im Sinne des Atomgesetzes 
und der Strahlenschutzverord-
nung 

--- verboten 

3.  bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 

3.1  Abwasserbehandlungsanlagen 
zu errichten oder zu erweitern, 
einschließlich Kleinkläranlagen 

nur Kleinkläranlagen mit biologischer 
Reinigungsstufe zulässig  
- für Klärbecken und –gruben in 

monolithischer Bauweise, 
- für Teichanlagen und Pflanzen-

beete mit künstlicher Sohleab-
dichtung, 

wenn die Dichtheit und Standsicher-
heit durch geeignete Konzeption, 
Bauausführung und Bauabnahme 
sichergestellt ist 

verboten 

3.2  Regen- oder Mischwasserent-
lastungsbauwerke zu errichten 
oder zu erweitern 

--- verboten 

3.3  Trockenaborte 
--- verboten 

3.4  Ausbringen von Abwasser verboten, ausgenommen gereinigtes 
Abwasser aus dem Ablauf von 
Kleinkläranlagen zusammen mit 
Gülle oder Jauche zur landwirt-
schaftlichen Verwertung 

verboten 

3.5  Anlagen zur 
- Versickerung von Abwasser 

oder 
- Einleitung oder Versickerung 

von Kühlwasser und Wasser 
aus Wärmepumpen ins 
Grundwasser 

zu errichten oder zu erweitern 

v    e    r    b    o    t    e    n 

3.6  Anlagen zur Versickerung des 
von Dachflächen abfließenden 
Wassers zu errichten oder zu 
erweitern 
(auf die Erlaubnispflicht nach 
§ 8 Abs. 1 WHG i. V. m. § 1 
NWFreiV wird hingewiesen) 

--- verboten 
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 in der weiteren Schutzzone in der engeren Schutzzone 

entspricht Zone III II 

3.7  Abwasserleitungen und zugehö-
rige Anlagen zu errichten oder 
zu erweitern 

nur zulässig zum Ableiten von Ab-
wasser, wenn die Dichtheit der Ent-
wässerungsanlagen vor Inbetrieb-
nahme durch Druckprobe nachge-
wiesen und wiederkehrend alle 
5 Jahre durch Sichtprüfung und alle 
10 Jahre durch Druckprobe oder 
anderes gleichwertiges Verfahren 
überprüft wird (Durchleiten von au-
ßerhalb des Wasserschutzgebietes 
gesammeltem Abwasser verboten) 

verboten 

3.8  Anlagen zur Entnahme und 
Wiederversickerung von 
Grundwasser für Wärmepum-
penanlagen 

nur zulässig für das erste, quartäre 
Grundwasserstockwerk und, wenn 
zwischen Grundwasserkreislauf und 
Kühlmittelkreislauf ein zusätzlicher 
Wärmetauscher installiert wird 

verboten 

3.9  Anlagen zur Erdwärmegewin-
nung mittels Erdwärmesonden 
zu errichten oder zu erweitern 

verboten, außer Anlagen, die mit 
Kohlendioxid zur Wärmeübertragung 
betrieben werden und nicht ins 
Grundwasser einbinden 

verboten 

4. bei Verkehrswegebau, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen Handlungen 

4.1  Straßen, Wege und sonstige 
Verkehrsflächen zu errichten   
oder zu erweitern 

- nur zulässig für klassifizierte 
Straßen, wenn die „Richtlinien für 
bautechnische Maßnahmen an 
Straßen in Wassergewinnungs-
gebieten (RiStWag)“ in der je-
weils geltenden Fassung beach-
tet werden 
und 

- für nicht klassifizierte Straßen mit 
abfließendem Wasser ist breitflä-
chige Versickerung erforderlich 
und 

- verboten wie in Zone II 

nur zulässig 
- für öffentliche Feld- und 

Waldwege, beschränkt-
öffentliche Wege, Ei-
gentümerwege und Pri-
vatwege und 

- bei breitflächigem Ver-
sickern des abfließen-
den Wassers 

4.2  Eisenbahnanlagen zu errichten 
oder zu erweitern 

zulässig, ausgenommen Rangier-
bahnhöfe verboten 

4.3  wassergefährdende auswasch-
bare oder auslaugbare Materia-
lien (z. B. Schlacke, Teer, Im-
prägniermittel u. ä.) zum Stra-
ßen-, Wege-, Eisenbahn- oder 
Wasserbau zu verwenden 

v    e    r    b    o    t    e    n 

4.4  Baustelleneinrichtungen, Bau-
stofflager zu errichten oder zu 
erweitern 

--- verboten 

4.5  Bade- oder Zeltplätze einzurich-
ten oder zu erweitern; Camping 
aller Art 

nur zulässig mit Abwasserentsor-
gung über eine dichte Sammelent-
wässerung unter Beachtung von Nr. 
3.7 

verboten 
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 in der weiteren Schutzzone in der engeren Schutzzone 

entspricht Zone III II 

4.6  Sportanlagen zu errichten oder 
zu erweitern 

- nur zulässig mit Abwasserentsor-
gung über eine dichte Sammel-
entwässerung unter Beachtung 
von Nr. 3.7 

- verboten für Tontaubenschießan-
lagen und Motorsportanlagen 

verboten 

4.7  Großveranstaltungen durchzu-
führen 

- nur zulässig mit ordnungsgemä-
ßer Abwasserentsorgung und 
ausreichenden, befestigten Park-
plätzen (wie z. B. bei Sportanla-
gen) 

- verboten für Geländemotorsport 

verboten 

4.8  Friedhöfe zu errichten oder zu 
erweitern v    e    r    b    o    t    e    n 

4.9  Flugplätze einschließlich Si-
cherheitsflächen, Notabwurf-
plätze, militärische Anlagen und 
Übungsplätze zu errichten oder 
zu erweitern 

v    e    r    b    o    t    e    n 

4.10 Militärische Übungen durchzu-
führen nur Durchfahren auf klassifizierten Straßen zulässig 

4.11 Kleingartenanlagen zu errichten 
oder zu erweitern --- verboten 

4.12 Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln auf Freilandflä-
chen die nicht land-, forstwirt-
schaftlich oder gärtnerisch ge-
nutzt werden (z. B. Verkehrs-
wege, Rasenflächen, Friedhöfe, 
Sportanlagen) 

Es dürfen nur Pflanzenschutzmittel angewendet werden, die spe-
ziell in Wasserschutzgebieten zulässig sind. 

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur zulässig bei standort- und be-
darfsgerechter Düngung 

nur standort- und bedarfs-
gerechte Düngung mit 
Mineraldünger zulässig 

4.14 Beregnung von öffentlichen 
Grünanlagen, Rasensport- und 
Golfplätzen 

nur zulässig nach Maßgabe der 
Beregnungsberatung oder bis zu 
einer Bodenfeuchte von 70 % der 
nutzbaren Feldkapazität 

verboten, nur zulässig 
bedarfsgerecht auf Sport-
plätzen 

5.  bei baulichen Anlagen 

5.1  Bauliche Anlagen zu errichten 
oder zu erweitern 

nur zulässig, 
- wenn kein häusliches oder ge-

werbliches Abwasser anfällt oder 
in eine dichte Sammelentwässe-
rung eingeleitet wird unter Beach-
tung von Nr. 3.7 und 

- wenn die Gründungssohle min-
destens 2 m über dem höchsten 
Grundwasserstand liegt 

verboten 

5.2  Ausweisung neuer Baugebiete 
--- verboten 
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 in der weiteren Schutzzone in der engeren Schutzzone 

entspricht Zone III II 

5.3  Stallungen zu errichten oder zu 
erweitern 1 

nur zulässig entsprechend Anlage 2, 
Ziffer 3 verboten 

5.4  Anlagen zum Lagern und Abfül-
len von Jauche, Gülle, Silagesi-
ckersaft zu errichten oder zu 
erweitern 1 

nur zulässig mit Leckageerkennung 
oder gleichwertiger Kontrollmöglich-
keit der gesamten Anlage ein-
schließlich Zuleitungen 

verboten 

5.5  ortsfeste Anlagen zur Gärfutter-
bereitung zu errichten oder zu 
erweitern 1 

nur zulässig mit Auffangbehälter für 
Silagesickersaft, Behälter für Anla-
gen größer 150 m³ entsprechend Nr. 
5.4 

verboten 

6.  bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen 

6.1  Düngen mit Gülle, Jauche, 
Festmist, Gärsubstrate aus   
Biogasanlagen und Festmist-
kompost 

nur zulässig wie bei Nr. 6.2 verboten 

6.2  Düngen mit sonstigen organi-
schen und mineralischen Stick-
stoffdüngern (ohne Nr. 6.3) 

nur zulässig, wenn die Stickstoffdüngung in zeit- und bedarfsge-
rechten Gaben erfolgt. 

6.3  Ausbringen oder Lagern von 
Klärschlamm, klärschlammhal-
tigen Düngemitteln, Fäkal-
schlamm oder Gärsubstrat bzw. 
Kompost aus zentralen Bioab-
fallanlagen 

v    e    r    b    o    t    e    n 

6.4  Ganzjährige Bodendeckung 
durch Zwischen- oder Haupt-
frucht 

erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt möglich 

6.5  Lagern von Festmist, Sekun-
därrohstoffdünger oder Mine-
raldünger auf unbefestigten 
Flächen 

verboten, ausgenommen Kalkdün-
ger; 
Mineraldünger und Schwarzkalk nur 
zulässig, sofern gegen Niederschlag 
dicht abgedeckt 

verboten 

6.6  Gärfutterlagerung außerhalb 
von ortsfesten Anlagen 

nur zulässig in allseitig dichten Foli-
ensilos bei Siliergut ohne Gärsafter-
wartung sowie Ballensilage 

verboten 

6.7  Beweidung, Freiland-, Koppel- 
und Pferchtierhaltung 

nur zulässig auf Grünland ohne flä-
chige Verletzung der Grasnarbe 
(siehe Anlage 2, Ziffer 4) oder für 
bestehende Nutzungen, die unmit-
telbar an vorhandene Stallungen 
gebunden sind 

verboten 

6.8  Wildfutterplätze und Wildgatter 
zu errichten 

--- 
verboten 

 

1 Bezüglich der Grundanforderungen wird auf die Anlage 7 „Anforderungen an Jauche-, Gülle-, und Silagesickersaft-
anlagen (JGS-Anlagen)“ der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) in der 
jeweils geltenden Fassung sowie auf die entsprechenden „Technischen Regeln wassergefährdende Stoffe (TRwS) – 
Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen)“ DWA-Arbeitsblatt A 792, in der jeweils geltenden Fas-
sung hingewiesen, die nähere Ausführungen zur baulichen Gestaltung (u. a. Leckageerkennung) und zu Betrieb und 
Überwachung enthalten. 
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 in der weiteren Schutzzone in der engeren Schutzzone 

entspricht Zone III II 

6.9  Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln aus Luftfahrzeu-
gen oder zur Bodenentseu-
chung 

v    e    r    b    o    t    e    n 

6.10 Beregnung landwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzter Flä-
chen 

--- verboten 

6.11 landwirtschaftliche Dräne und 
zugehörige Vorflutgräben anzu-
legen oder zu ändern 

nur zulässig für Instandsetzung und Pflegemaßnahmen 

6.12 besondere Nutzungen im Sinne 
von Anlage 2, Ziffer 5 neu anzu-
legen oder zu erweitern 

--- verboten 

6.13 Rodung, Kahlschlag größer als 
1.000 m² oder eine in der Wir-
kung gleichkommende Maß-
nahme (sh. Anlage 2, Ziffer 6) 

nicht zulässig 
(ausgenommen bei Kalamitäten) 

6.14 Nasskonservierung von Rund-
holz v    e    r    b    o    t    e    n 

 
(2)  Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sämtliche unter den Nrn. 1 bis 6 aufgeführte Handlungen 

verboten. Das Betreten ist nur zulässig für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und 
-ableitung durch Befugte des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung 
geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten. 

 
(3)  Die Verbote und Beschränkungen des Absatzes 1 und 2 gelten hinsichtlich der Nummern 3.6 und 5.1 

nicht für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und -ableitung des Trägers der öffentlichen 
Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten. 

 
 

§ 4 Befreiungen 
 

(1)  Für die Erteilung von Befreiungen von den Verboten des § 3 gilt § 52 Abs. 1 Sätze 2 und 3 WHG. 
 
(2)  Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist widerruflich; sie kann mit Inhalts- und Nebenbestim-

mungen verbunden werden und bedarf der Schriftform. 
 
(3)  Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Günzburg vom Grundstückseigentümer verlangen, dass 

der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der 
Schutz der Wasserversorgung erfordert. 

 
 

§ 5 Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen 
 

(1)  Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben die 
Beseitigung oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung 
bestehen und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter die Verbote des § 3 fallen, 
auf Anordnung des Landratsamtes Günzburg zu dulden, sofern sie nicht schon nach anderen Vor-
schriften verpflichtet sind, die Einrichtungen zu beseitigen oder zu ändern. 

 
(2)  Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach den §§ 52 Abs. 4 WHG i. V. m. §§ 96-98 WHG und Art. 57 

BayWG Entschädigung zu leisten. 
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§ 6 Kennzeichnung des Schutzgebietes 
 

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dul-
den, dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von 
Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden. 
 
 

§ 7 Kontrollmaßnahmen 
 

(1)  Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben 
Probenahmen von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln 
durch Beauftragte des Landratsamtes Günzburg zur Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften dieser 
Verordnung zu dulden. 

 
(2)  Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations- und Wasserproben und die hierzu notwendi-

gen Verrichtungen auf den Grundstücken im Wasserschutzgebiet durch Beauftragte des Landratsam-
tes Günzburg zu dulden. 

 
(3)  Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete des Trägers der öffentlichen Was-

serversorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten, zur Wahr-
nehmung der Eigenüberwachungspflichten gemäß § 3 der Verordnung zur Eigenüberwachung von 
Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen (Eigenüberwachungsverordnung – EÜV) in der jeweils 
geltenden Fassung zu gestatten, die hierzu erforderlichen Auskünfte zu erteilen und technische Ermitt-
lungen und Prüfungen zu ermöglichen. 

 
 

§ 8 Entschädigung und Ausgleich 
 

(1)  Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung das Eigentum 
unzumutbar beschränkt und diese Beschränkung nicht durch eine Befreiung nach § 4 oder andere 
Maßnahmen vermieden oder ausgeglichen werden kann, ist über die Fälle des § 5 hinaus nach § 52 
Abs. 4 WHG i. V. m. §§ 96-98 WHG und Art. 57 BayWG Entschädigung zu leisten. 

 
(2)  Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung erhöhte An-

forderungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nutzung beschränken 
oder Mehraufwendungen für den Bau und Betrieb land- oder forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen zur 
Folge haben, ist für die dadurch verursachten Nachteile ein angemessener Ausgleich nach Art. 32 i. V. 
m. Art. 57 BayWG zu leisten. 

 
 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten 
 

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 8a), Abs. 2 WHG, Art. 95 Abs. 2 Nr. 1 a) BayWG kann mit Geldbuße bis zu fünfzig-
tausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 zuwiderhandelt, 
 
2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung vornimmt, ohne die mit der Ausnahme verbunde-

nen Inhalts- und Nebenbestimmungen zu befolgen, 
 

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach den §§ 5 und 7 nicht duldet. 
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§ 10 Inkrafttreten 
 

(1)  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Günzburg 
in Kraft. 

 
(2)  Die Verordnung des Landratsamtes Günzburg vom 19. Dezember 1996 (veröffentlicht im Amtsblatt für 

den Landkreis Günzburg Nr. 1 vom 3. Januar 1997) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
 
 
Günzburg, 6. Mai 2020 
 
 
 
Dr. Reichhart 
Landrat 



Anlage 2 
 
 
 
Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Nrn. 2, 3, 5 und 6: 
 
1.  Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 
 

Für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (AwSV) einschlägig, im Wasserschutzgebiet insb. § 49 AwSV - sofern 
nicht im Folgenden strengere Anforderungen gestellt werden. 

 
2.  Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (zu Nr. 2.2) 
 

In der weiteren Schutzzone sind nur zulässig: 
 
a)  oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A bis C (gem. § 39 AwSV) und oberirdische An-

lagen für aufschwimmende flüssige Stoffe gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AwSV, die in einem 
Auffangraum aufgestellt sind, sofern sie nicht doppelwandig ausgeführt und mit einem Leckan-
zeigegerät ausgerüstet sind; der Auffangraum muss das maximal in den Anlagen vorhandene 
Volumen wassergefährdender Stoffe aufnehmen können, 

 

b)  unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A und B und unterirdische Anlagen für auf-
schwimmende flüssige Stoffe gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AwSV, die doppelwandig ausge-
führt und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet sind, 
 

c)  oberirdische Anlagen für feste Gemische gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 AwSV, entsprechend 
den Anforderungen des § 26 Abs. 1 AwSV. 

 
Die Anzeige-, Fachbetriebs-, Überwachungs- und Prüfpflichten gemäß AwSV sowie die Prüffristen 
gemäß Anlage 6 zur AwSV gelten in der gesamten weiteren Schutzzone auf für bereits bestehende 
Anlagen. 
 
Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z. B. im Zusammenhang mit Kompostieranlagen oder Wertstoffhö-
fen fallen. An die Bereitstellung von Hausmüll aus privaten Haushalten zur regelmäßigen Abholung 
(z. B. Mülltonnen) werden keine weitergehenden Anforderungen gestellt. 

 
3.  Stallungen und JGS-Anlagen (zu Nr. 5.3 und Nr. 5.4) 
 

Grundsätzlich dürfen nach AwSV Anlage 7 Nr. 2.1 für Anlagen nur Bauprodukte, Bauarten oder Bau-
sätze verwendet werden, für die die bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnachweise unter Berücksichti-
gung wasserrechtlicher Anforderungen vorliegen. 
 
JGS-Anlagen für flüssige, allgemein wassergefährdende Stoffe dürfen unabhängig vom Gesamtvolu-
men nur mit einem Leckageerkennungssystem errichtet und betrieben werden. 
 
Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen Kot und Harn anfallen, sind flüssigkeitsundurchläs-
sig (Beton mit hohem Wassereindringwiderstand, rechnerische Rissbreite 0,2 mm) auszuführen und 
jährlich durch Sichtprüfung auf Undichtigkeiten zu kontrollieren. 
 
Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieblich abtrennbare Abschnitte zu gliedern, die ein-
zeln auf Dichtheit prüfbar und jederzeit ohne wesentliche Beeinträchtigung des laufenden Betriebes 
reparierbar sind. 
 
Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zuleitungen sind baulich so zu gliedern, dass eine 
Reparatur jederzeit ohne wesentliche Beeinträchtigung des laufenden Betriebes möglich ist. Dies kann 
durch einen zweiten Lagerbehälter oder eine ausreichende Speicherkapazität der Güllekanäle gewähr-
leistet werden. 
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Die Dichtheit von Gülle- und Jauchebehältern sowie der Fugenbereiche von Gülle- bzw. Jauchekanä-
len ist mittels Leckageerkennungssystem im Rahmen der Eigenüberwachung mindestens vierteljähr-
lich zu kontrollieren; eine jährliche Fremdüberwachung ist zu ermöglichen. Für das Leckagesystem ist 
ein bauaufsichtlicher Verwendbarkeitsnachweis erforderlich (z. B. DIBt-Zulassung Z-59.26). Die be-
sonderen Bestimmungen der Zulassungen sind zu beachten. 
 
Bei Fahrsilos sind die Fugen in der Bodenplatte und aufgehenden Wänden dauerhaft dicht auszufüh-
ren, z. B. durch Fugenbänder oder –bleche. 
 
Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere DIN 1045, DIN 11622 und das DWA-Arbeitsblatt 
A 792, sind zu beachten. Das Errichtung und Instandsetzen der Anlagen darf nur durch einen Fachbe-
trieb nach § 62 AwSV erfolgen. Der Betreiber hat den ordnungsgemäßen Zustand der Anlagen ein-
schließlich der Rohrleitungen vor Inbetriebnahme (und wiederkehrend alle 5 Jahre) durch einen Sach-
verständigen prüfen zu lassen. 
 
Die Planunterlagen sind zur frühzeitigen Klärung von Ausgleichsansprüchen nach Art. 32 Satz 1 Nr. 2 
BayWG dem Wasserversorgungsunternehmen vorzulegen. Der Beginn der Bauarbeiten ist der Kreis-
verwaltungsbehörde und dem Wasserversorgungsunternehmen 14 Tage vorher anzuzeigen. 
 
Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung aus einem in Zone IIIA vorhandenen Anwesen 
entstehen, gelten ebenfalls als „in dieser Zone bereits vorhandene Anwesen“. 

 
4.  Beweidung, Freiland-, Koppel und Pferchtierhaltung (zu Nr. 6.7) 

 
Eine flächige Verletzung der Grasnarbe liegt dann vor, wenn das wie bei herkömmlicher Rinderweide 
unvermeidbare Maß (linienförmige oder punktuelle Verletzungen im Bereich von Treibwegen, Vieh-
tränken etc.) überschritten wird. 

 
5.  Besondere Nutzung sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische 

Nutzungen (zu Nr. 6.12): 
 
- Weinbau 
- Beerenanbau 
- Hopfenanbau 
- Tabakanbau 
- Gemüseanbau (ausgenommen Feldgemüse im Rahmen der üblichen Fruchtfolge) 
- Zierpflanzenanbau 
- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 
- Energiepflanzenanbau, der einer üblichen ackerbaulichen Nutzung nicht vergleichbar ist (z. B. 

Energiewälder, Kurzumtriebsplantagen mit chemischer Unkrautregulierung) 
 

Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger Nutzungen, nicht auf die Verlegung im Rah-
men des ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels bei gleichbleibender Größe der Anbaufläche. 
Eine Befreiungsperspektive gem. § 52 Abs. 1 Satz 3 besteht insbesondere für Kulturen, die ohne che-
mischen Pflanzenschutz und intensive Düngung betrieben werden. 

 
6.  Kahlhiebe und wirkungsgleiche Maßnahmen (zu Nr. 6.13) 
 

Kahlhieb liegt vor, wenn auf einer Waldfläche in einem oder in wenigen kurz aufeinander folgenden 
Eingriffen alle aufstockenden Bäume entnommen werden, ohne dass bereits eine ausreichende über-
nehmbare Verjüngung vorhanden ist. Zusätzlich zum schlagartig einsetzenden erheblichen Nährstoff-
überangebot bewirkt der gleichzeitige Umschlag des Bestandsklimas in Freiflächenbedingungen eine 
massive Mineralisation organischer Substanz mit schubweiser Nitratauswaschung ins Grundwasser. 
 
Eine dem Kahlschlag wirkungsgleiche Maßnahme ist eine Lichthauung, bei der nur noch vereinzelt 
Bäume stehen bleiben und dadurch ebenfalls Freiflächenbedingungen entstehen. 
 
Kahlhiebe sind nach Art. 14 BayWaldG im Hochwald zu vermeiden, im Schutzwald eigens erlaubnis-
pflichtig. 
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Erscheint im sachlich begründeten Einzelfall ein Kahlhieb o. ä. im Wasserschutzgebiet unumgänglich, 
so bedarf dieser der Genehmigung durch die Kreisverwaltungsbehörde, unter der Voraussetzung, 
dass eine wesentliche Beeinträchtigung der Grundwasserbeschaffenheit dadurch nicht zu besorgen 
ist. 
 
Ist nach Kalamitäten infolge von Windwurf, Schneebruch oder durch Schädlingsbefall eine umgehende 
Aufarbeitung erforderlich und nur durch die Entnahme aller geschädigten Bäume und daher u. U. nur 
durch Kahlhieb möglich, so genügt die Anzeige beim Landratsamt unter Vorlage der forstfachlichen 
Feststellung und Bestätigung der Notwendigkeit und Dringlichkeit durch den zuständigen Revierleiter 
des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Unbeschadet Nr. 6.13 bleibt eine Rodung ver-
bliebener Wurzelstöcke verboten (bzw. in unausweichlichen Fällen einer Befreiung nach § 4 dieser 
Verordnung vorbehalten). 






